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Rückmeldung zu: Änderung der Verordnung vom 27. Juni 1995 über die 
Krankenversicherung (KVV) und Totalrevision der Verordnung über die Kostenermittlung 
und die Leistungserfassung durch Spitäler, Geburtshäuser und Pflegeheime in der 
Krankenversicherung (VKL) – Umsetzung der Änderung des Bundesgesetzes vom 18. März 
1994 über die Krankenversicherung (KVG) zur einheitlichen Finanzierung der Leistungen: 
Verordnung über die Krankenversicherung (KVV)

Generelle Stellungnahme

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung

Vielen Dank für die Einladung, damit senesuisse mit den über 500 
zusammengeschlossenen Institutionen der Alterspflege, welche direkt von 
den Anpassungen betroffen sind, sich zur Revision äussern kann. 

Für senesuisse ist von grundlegender Bedeutung, dass die vorliegende 
Revision der Verordnungen zu einer Klärung der Grundlagen für EFAS 
dient. Gleichzeitig darf sie im Bereich der Pflege nicht eine Vorwegnahme 
von Entscheidungen beinhalten, welche aktuell durch die Tarifpartner 
verhandelt werden. Weil bei senesuisse auch viele Anbieter 
zusammengeschlossen sind, welche sowohl eine Bewilligung als 
Pflegeheim wie auch als Spitex besitzen, ist uns die Umsetzung einer 
EINHEITLICHEN Finanzierung sehr wichtig. Deshalb wäre es falsch, die 
heutigen getrennten Systeme im Verordnungspaket 2028 zu zementieren 
oder dafür bereits Eckpunkte festzulegen, welche einem gemeinsamen Tarif 
im Weg stehen würden. Aus diesem Grund verlangt senesuisse den 
Verzicht auf einige der vorgeschlagenen Regelungen, welche das System 
bereits zu stark einschränken würden und teilweise mit den bestehenden 
Systemen gar nicht umsetzbar ist. Gleichzeitig begrüssen wir, dass 
Verpflichtungen im Bereich der Datenerhebung statuiert werden, damit für 
EFAS eine ausreichende Datengrundlage geschaffen wird.

Insgesamt stellen wir fest, dass mit den Formulierungen des vorliegenden 
Verordnungsentwurfs bereits wesentliche Weichenstellungen im 
Zusammenhang mit der Umsetzung von EFAS vorgenommen werden. 
Diese schränken den Gestaltungsspielraum der Tarifpartner bei der 
Ausarbeitung künftiger Tarifmodelle erheblich ein. Dies betrifft insbesondere 
die Annahme, dass sich die Tarife auf effektiv erbrachte Leistungen 
abstützen, gleichzeitig aber weiterhin eine Erhebung des Pflegebedarfs 
vorausgesetzt wird.
Für Pflegeheime würde dies einen erheblichen Umstellungs- und 
Mehraufwand bedeuten, welcher denn auch unmöglich bereits per 2028 
erfolgen könnte. Heute ist die Erhebung des Pflegebedarfs für die 
Abrechnung massgeblich, das bestehende System der Pflegestufen beruht 
auf einer Pauschalisierung ohne Erhebung der effektiv erbrachten 
Einzelleistungen. Die parallele Erfassung von Leistungsdaten und 
Pflegebedarf würde zu zusätzlichen administrativen Belastungen führen und 
personelle Ressourcen binden, die für die direkte Betreuung und Pflege der 
Bewohnenden benötigt werden.
Zudem besteht die Gefahr, dass durch diese Vorfestlegungen alternative 
Tarifmodelle, welche derzeit von den Tarifpartnern intensiv diskutiert 
werden, unnötig eingeschränkt oder faktisch ausgeschlossen werden. Dies 
gilt insbesondere für Modelle mit pauschalierten Vergütungen, die sich 
beispielsweise auf Pflegediagnosen oder andere bedarfsorientierte Kriterien 
stützen. senesuisse fordert deshalb, nicht schon jetzt im Verordnungsrecht 
zusätzliche Vorgaben einzuführen, welche die laufenden 
tarifpartnerschaftlichen Arbeiten zu stark einschränken.

Zudem ist für senesuisse klar, dass keine Datenerhebungen auf Reserve 
erfolgen soll. Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf würden 
wesentliche Vorgaben zur Datenerhebung festgelegt, bevor die 
Tariforganisation über die zukünftige Tarifstruktur und damit die überhaupt 
benötigten Daten entschieden hat. Der Verordnungsentwurf sieht als 
Neuerung vor, dass sowohl Pflegeheime als auch die Hilfe und Pflege zu 
Hause den Pflegebedarf sowie alle erbrachten Leistungen erfassen und 
entsprechende Daten liefern müssen. Dies scheint uns zum aktuellen 
Zeitpunkt noch zu früh, es gilt noch ein paar Monate abzuwarten, bis die 
Tarifpartner das künftige System und die benötigten Daten geklärt haben.
Welche Daten tatsächlich tarifrelevant sind, und für Steuerungszwecke 
benötigt werden, kann erst nach Festlegung der Tarifstruktur beurteilt 
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werden. Es ist aus unserer Sicht zu vermeiden, Daten auf Vorrat zu 
erheben und dadurch den administrativen Aufwand mit 
Dokumentationspflichten unnötig zu erhöhen. 

Für die Entwicklung der Tarifstruktur und die anschliessenden 
Tarifverhandlungen ist es zentral, dass die Realität der gesamten Branche 
angemessen berücksichtigt wird. Es darf nicht dazu kommen, dass einzelne 
Kantone oder Gruppen von Leistungserbringern faktisch ausgeschlossen 
werden, weil sie das vorgesehene Instrumentarium vor Inkrafttreten der 
gesetzlichen Regelung noch nicht anwenden (konnten).
Die Datenerhebung muss deshalb auch die Gegebenheiten in den PLAISIR-
Kantonen sowie in jenen Kantonen berücksichtigen, die bis 2028 
ausschliesslich BESA einsetzen. Die dort vorhandenen Daten müssen 
genutzt werden und in die Entwicklung der Tarifstruktur sowie in die 
Tarifverhandlungen einfliessen können.

Wird das neue Instrument zur Bedarfserhebung – wie vorgesehen – Ende 
2028 durch die Tariforganisation festgelegt, so werden Kantone und 
Leistungserbringer nicht bereits vorher die nötigen Anpassungen umgesetzt 
haben, um einheitliche Daten im Sinne der neu geplanten Vorgaben liefern 
zu können. Die Anpassung der KVV darf nicht dazu führen, dass relevante 
Datenbestände und damit ganze Gruppen von Leistungserbringern bei der 
Entwicklung der Tarifstruktur unberücksichtigt bleiben.

Die für Pflegeheime nicht umsetzbare Neuerung einer expliziten 
Unterscheidung zwischen A, B und C-Leistungen darf nicht bereits jetzt ins 
Verordnungspaket aufgenommen werden. Im Verordnungsentwurf wird an 
der Unterscheidung der Pflegeleistungen in die Kategorien A, B und C 
gemäss Art. 7 KLV festgehalten und diese Systematik neu auch auf die 
Pflegeheime ausgeweitet. Diese Leistungskategorien werden jedoch im RAI-
System nicht differenziert ausgewiesen. Auch in der ambulanten Pflege 
können sie nur mittels zusätzlicher Berechnungen abgebildet werden.
Solange die künftige Tarifstruktur noch nicht definiert ist und nicht feststeht, 
ob die Kategorien A, B und C darin überhaupt eine Rolle spielen werden, 
sollten diese Leistungskategorien nicht verbindlich im Verordnungsrecht 
verankert werden. Eine solche Festlegung würde den Ausgang der 
laufenden tarifpartnerschaftlichen Arbeiten vorwegnehmen und den 
Gestaltungsspielraum bei der Entwicklung neuer Tarifmodelle unnötig 
einschränken.

Demgegenüber begrüssen wir ausdrücklich die Erwähnung der Instrumente 
des Betriebsvergleichs und der Leistungsrechnung mit bestehenden und 
weit verbreiteten Instrumenten, insbesondere der Kostenrechnung und der 
Leistungsstatistik. Diese Instrumente sind in der Branche breit etabliert und 
in zahlreichen Kantonen bereits verbindlich vorgeschrieben.

Anhang
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Detaillierte Stellungnahme

Titel Art. 59f Sachüberschrift, Abs. 1 Bst. b und f Ziff. 3 sowie Abs. 1bis

Akzeptanz Ablehnung

Anpassungen / Gegenvorschlag

Datenbekanntgabe im Tarifwesen für ambulante Behandlungen und für 
Pflegeleistungen
1 Die Pflicht zur Datenbekanntgabe nach Artikel 47b Absatz 1 KVG umfasst 
folgende Daten:

b. Daten zum Personalbestand des Betriebs, namentlich:
1. Anzahl Leistungserbringer, aufgeschlüsselt nach den Kategorien 
nach Artikel 35 Absatz 2 KVG

,und nach Aus- und Weiterbildungstitel, sowie weiteres Personal
2. Angaben zum Beschäftigungsvolumen der Leistungserbringer, 
aufgeschlüsselt nach den Kategorien nach Artikel 35 Absatz 2 KVG

und nach Aus- und Weiterbildungstitel, sowie des weiteren Personals;
f. Entwicklung der Kosten zulasten der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung, namentlich:
1. Anzahl Konsultationen und Hausbesuche pro Patientin und Patient.

1bis Pflegefachpersonen nach Artikel 49 müssen die Kosten nach Absatz 1 
Buchstabe d nicht weiter aufschlüsseln;
3 Die Datenbekanntgabe ist so zu regeln, dass den Leistungserbringern 

.möglichst wenig Aufwand entsteht
 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

In Art. 59f muss zwingend eine Unterscheidung der Vorgaben für die 
verschiedenen Leistungserbringer erfolgen. Falls dies innerhalb des Artikels 
nicht möglich ist, sollten separate Artikel pro Leistungserbringer erstellt 
werden. 

Grundsätzlich ist darauf zu achten, dass keine Daten auf Vorrat erhoben 
werden. Entsprechend ist auch auf Datenerhebungen zum übrigen Personal 
zu verzichten, sofern kein unmittelbarer Bezug zur Tarifbildung besteht.
Zudem sollen der Bund und die Kantone verpflichtet werden, die 
Datenbekanntgabe mit möglichst geringem administrativem Aufwand für die 
Leistungserbringer auszugestalten. Insbesondere ist auf zusätzliche oder 
parallele Datenerhebungen bei den Leistungserbringern zu verzichten, 
sofern die erforderlichen Informationen bereits aus bestehenden 
Datenquellen verfügbar sind. Das Once-Only-Prinzip ist konsequent 
anzuwenden.

Die unter Bst. b geforderten Daten zum Personalbestand des Betriebs 
sollten aus den bereits bestehenden Statistiken basieren (Prinzip der 
Datenerhebung «once only»). Für die Spitex-Organisationen und 
Pflegeheheime können die Angaben zum Personal aus der BFS-Statistik 
(Spitex-Statistik und SOMED) verwendet werden. 

Die präzisierenden Vorgaben in Abs. 1, Bst. b, Ziff. 1+2 dürfen nur für die 
Spitäler gelten. Im Bereich der Pflege sind Angaben zu Aus- und 
Weiterbildungstiteln für die Entwicklung der Tarifstruktur nicht relevant und 
sollten deshalb nicht erhoben werden. Besonders Für Spitex-
Organisationen sind diese Ziffern unpassend, zumal die 
Pflegefachpersonen selbst als Leistungserbringer gelten (gemäss Art. 35, 
Abs 2, Bst d KVG). Es wäre unsinnig, von Spitex-Organisationen darüber 
hinaus Angaben zur Ausbildung und Weiterbildung des gesamten Personals 
zu fordern, welches über keine Pflegeausbildung verfügt und deshalb nicht 
Leistungserbringer im Sinne des KVG ist. Es müssen also die bereits 
bestehenden Angaben zum Personal beibehalten werden, welche im 
Rahmen der Spitex-Statistik des BFS bereits erfolgen.

In Abs 1, Bst. f, Ziff. 3 kann der Begriff "Anzahl Konsultation" nur für den 
Bereich der ambulanten ärztlichen Leistungen gelten und nicht für die 
häusliche Pflege (durch Spitex oder freischaffende Pflegefachpersonen). 
Falls unter diesem Begriff diejenigen Leistungen mitgemeint sind, welche 
die Spitex-Organisationen im Stützpunkt in Abwesenheit der Klient:innen 
erbringen, müsste dies klar formuliert oder gekennzeichnet werden. Der 
Begriff «Hausbesuche» ist für die Spitex unpassend, denkbar wäre 
wennschon «Anzahl Einsätze vor Ort».

Anhang
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Rückmeldung zu: Änderung der Verordnung vom 27. Juni 1995 über die 
Krankenversicherung (KVV) und Totalrevision der Verordnung über die Kostenermittlung 
und die Leistungserfassung durch Spitäler, Geburtshäuser und Pflegeheime in der 
Krankenversicherung (VKL) – Umsetzung der Änderung des Bundesgesetzes vom 18. März 
1994 über die Krankenversicherung (KVG) zur einheitlichen Finanzierung der Leistungen: 
Verordnung des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
(Krankenpflege-Leistungsverordnung, KLV)

Generelle Stellungnahme

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung

Begründung

Vielen Dank für die Einladung, damit senesuisse mit den über 500 
zusammengeschlossenen Institutionen der Alterspflege, welche direkt von 
den Anpassungen betroffen sind, sich zur Revision äussern kann. 
Für senesuisse ist von grundlegender Bedeutung, dass die vorliegende 
Revision der Verordnungen zu einer Klärung der Grundlagen für EFAS 
dient. Gleichzeitig darf sie im Bereich der Pflege nicht eine Vorwegnahme 
von Entscheidungen beinhalten, welche aktuell durch die Tarifpartner 
verhandelt werden. Weil bei senesuisse auch viele Anbieter 
zusammengeschlossen sind, welche sowohl eine Bewilligung als 
Pflegeheim wie auch als Spitex besitzen, ist uns die Umsetzung einer 
EINHEITLICHEN Finanzierung sehr wichtig. Deshalb wäre es falsch, die 
heutigen getrennten Systeme im Verordnungspaket 2028 zu zementieren 
oder dafür bereits Eckpunkte festzulegen, welche einem gemeinsamen Tarif 
im Weg stehen würden. Aus diesem Grund verlangt senesuisse den 
Verzicht auf einige der vorgeschlagenen Regelungen, welche das System 
bereits zu stark einschränken würden und teilweise mit den bestehenden 
Systemen gar nicht umsetzbar ist. Gleichzeitig begrüssen wir, dass 
Verpflichtungen im Bereich der Datenerhebung statuiert werden, damit für 
EFAS eine ausreichende Datengrundlage geschaffen wird.

Insgesamt stellen wir fest, dass mit den Formulierungen des vorliegenden 
Verordnungsentwurfs bereits wesentliche Weichenstellungen im 
Zusammenhang mit der Umsetzung von EFAS vorgenommen werden. 
Diese schränken den Gestaltungsspielraum der Tarifpartner bei der 
Ausarbeitung künftiger Tarifmodelle erheblich ein. Dies betrifft insbesondere 
die Annahme, dass sich die Tarife auf effektiv erbrachte Leistungen 
abstützen, gleichzeitig aber weiterhin eine Erhebung des Pflegebedarfs 
vorausgesetzt wird.
Für Pflegeheime würde dies einen erheblichen Umstellungs- und 
Mehraufwand bedeuten, welcher denn auch unmöglich bereits per 2028 
erfolgen könnte. Heute ist die Erhebung des Pflegebedarfs für die 
Abrechnung massgeblich, das bestehende System der Pflegestufen beruht 
auf einer Pauschalisierung ohne Erhebung der effektiv erbrachten 
Einzelleistungen. Die parallele Erfassung von Leistungsdaten und 
Pflegebedarf würde zu zusätzlichen administrativen Belastungen führen und 
personelle Ressourcen binden, die für die direkte Betreuung und Pflege der 
Bewohnenden benötigt werden.
Zudem besteht die Gefahr, dass durch diese Vorfestlegungen alternative 
Tarifmodelle, welche derzeit von den Tarifpartnern intensiv diskutiert 
werden, unnötig eingeschränkt oder faktisch ausgeschlossen werden. Dies 
gilt insbesondere für Modelle mit pauschalierten Vergütungen, die sich 
beispielsweise auf Pflegediagnosen oder andere bedarfsorientierte Kriterien 
stützen. senesuisse fordert deshalb, nicht schon jetzt im Verordnungsrecht 
zusätzliche Vorgaben einzuführen, welche die laufenden 
tarifpartnerschaftlichen Arbeiten zu stark einschränken.

Zudem ist für senesuisse klar, dass keine Datenerhebungen auf Reserve 
erfolgen soll. Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf würden 
wesentliche Vorgaben zur Datenerhebung festgelegt, bevor die 
Tariforganisation über die zukünftige Tarifstruktur und damit die überhaupt 
benötigten Daten entschieden hat. Der Verordnungsentwurf sieht als 
Neuerung vor, dass sowohl Pflegeheime als auch die Hilfe und Pflege zu 
Hause den Pflegebedarf sowie alle erbrachten Leistungen erfassen und 
entsprechende Daten liefern müssen. Dies scheint uns zum aktuellen 
Zeitpunkt noch zu früh, es gilt noch ein paar Monate abzuwarten, bis die 
Tarifpartner das künftige System und die benötigten Daten geklärt haben.
Welche Daten tatsächlich tarifrelevant sind, und für Steuerungszwecke 
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benötigt werden, kann erst nach Festlegung der Tarifstruktur beurteilt 
werden. Es ist aus unserer Sicht zu vermeiden, Daten auf Vorrat zu 
erheben und dadurch den administrativen Aufwand mit 
Dokumentationspflichten unnötig zu erhöhen. 

Für die Entwicklung der Tarifstruktur und die anschliessenden 
Tarifverhandlungen ist es zentral, dass die Realität der gesamten Branche 
angemessen berücksichtigt wird. Es darf nicht dazu kommen, dass einzelne 
Kantone oder Gruppen von Leistungserbringern faktisch ausgeschlossen 
werden, weil sie das vorgesehene Instrumentarium vor Inkrafttreten der 
gesetzlichen Regelung noch nicht anwenden (konnten).
Die Datenerhebung muss deshalb auch die Gegebenheiten in den PLAISIR-
Kantonen sowie in jenen Kantonen berücksichtigen, die bis 2028 
ausschliesslich BESA einsetzen. Die dort vorhandenen Daten müssen 
genutzt werden und in die Entwicklung der Tarifstruktur sowie in die 
Tarifverhandlungen einfliessen können.

Wird das neue Instrument zur Bedarfserhebung – wie vorgesehen – Ende 
2028 durch die Tariforganisation festgelegt, so werden Kantone und 
Leistungserbringer nicht bereits vorher die nötigen Anpassungen umgesetzt 
haben, um einheitliche Daten im Sinne der neu geplanten Vorgaben liefern 
zu können. Die Anpassung der KVV darf nicht dazu führen, dass relevante 
Datenbestände und damit ganze Gruppen von Leistungserbringern bei der 
Entwicklung der Tarifstruktur unberücksichtigt bleiben.

Die für Pflegeheime nicht umsetzbare Neuerung einer expliziten 
Unterscheidung zwischen A, B und C-Leistungen darf nicht bereits jetzt ins 
Verordnungspaket aufgenommen werden. Im Verordnungsentwurf wird an 
der Unterscheidung der Pflegeleistungen in die Kategorien A, B und C 
gemäss Art. 7 KLV festgehalten und diese Systematik neu auch auf die 
Pflegeheime ausgeweitet. Diese Leistungskategorien werden jedoch im RAI-
System nicht differenziert ausgewiesen. Auch in der ambulanten Pflege 
können sie nur mittels zusätzlicher Berechnungen abgebildet werden.
Solange die künftige Tarifstruktur noch nicht definiert ist und nicht feststeht, 
ob die Kategorien A, B und C darin überhaupt eine Rolle spielen werden, 
sollten diese Leistungskategorien nicht verbindlich im Verordnungsrecht 
verankert werden. Eine solche Festlegung würde den Ausgang der 
laufenden tarifpartnerschaftlichen Arbeiten vorwegnehmen und den 
Gestaltungsspielraum bei der Entwicklung neuer Tarifmodelle unnötig 
einschränken.

Demgegenüber begrüssen wir ausdrücklich die Erwähnung der Instrumente 
des Betriebsvergleichs und der Leistungsrechnung mit bestehenden und 
weit verbreiteten Instrumenten, insbesondere der Kostenrechnung und der 
Leistungsstatistik. Diese Instrumente sind in der Branche breit etabliert und 
in zahlreichen Kantonen bereits verbindlich vorgeschrieben.

Anhang

Detaillierte Stellungnahme

Titel Art. 8a Sachüberschrift und Abs. 5

Akzeptanz Neutrale Haltung

Anpassungen / Gegenvorschlag --

Begründung --

Anhang
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Titel Art. 8b Instrumente für die Bedarfsermittlung

Akzeptanz Ablehnung

Anpassungen / Gegenvorschlag

Entweder noch auf die Anpassung verzichten oder dann
Art. 8b statt der vorgeschlagenen Inhalte offen formulieren, etwa wie folgt: 
Der Bedarfsermittlung-Prozess liefert die erforderlichen Informationen, um 
die in der Tarifstruktur festgelegten Anforderungen zu erfüllen.

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Mit der vorgeschlagenen Formulierung in Art. 8b werden die Möglichkeiten 
für die Ausgestaltung des künftigen Systems und namentlich einem 
sinnvollen System der Tarifierung unnötig eingeschränkt. Dies ist eine 
unnötig frühe Vorwegname von Entscheidungen der Tarifpartner. 
Besonders unpassend wäre die obligatorische Unterteilung in 
Leistungskategorien A, B und C . Diese wurden in Pflegeheimen noch nie 
unterschieden und sind auch für die häusliche Pflege nicht mehr 
zeitgemäss. Damit würden bereits jetzt unnötigerweise Festlegungen 
getroffen, die dem Ergebnis der Arbeiten der Tariforganisation vorgreifen 
und in der Umsetzung von EFAS eher hinderlich sind.

Bereits heute kommen im Bereich der Hilfe und Pflege zu Hause 
unterschiedliche RAI-Instrumente zum Einsatz. Künftig könnte es auch im 
stationären Bereich sinnvoll sein, den Einsatz spezialisierter Instrumente zu 
ermöglichen, beispielsweise zur bedarfsgerechten Abbildung 
psychiatrischer Pflege (z. B. interRAI Mental Health). Entsprechend sollte 
die Verordnung nicht auf ein bestimmtes Instrumentarium ausgerichtet sein, 
sondern auf einheitliche Instrumente mit vergleichbarer Methodik und 
nachvollziehbarer Konkordanztabelle abstellen.

Zudem sollte der Zeitaufwand nur dann erhoben werden, wenn er für die 
Tarifstruktur und die Tarifanwendung tatsächlich relevant ist. Es sind keine 
Daten auf Vorrat zu erheben. Zusätzliche Datenerhebungen müssen sich 
auf das notwendige Mass beschränken und einen klaren Nutzen für die 
Tarifbildung aufweisen.

Anhang

Titel Art. 8b Abs. 1

Akzeptanz Enthaltung

Anpassungen / Gegenvorschlag --

Begründung

Ein einheitliches Instrument für die Pflegeheime ist auf jeden Fall sinnvoll, 
damit eine einheitliche Datenerhebung unter identischen Voraussetzungen 
in der ganzen Schweiz stattfindet. 
Ob allerdings auch für die häusliche Pflege ein einziges Instrument 
sämtliche Settings und Verwendungszwecke erfüllen kann, bezweifeln wir - 
namentlich auch mit Blick auf die psychiatrischen Erkrankungen, für welche 
heute andere Messinstrumente eingesetzt werden.

Anhang

Titel Art. 8b Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Anpassungen / Gegenvorschlag --

Begründung

Sowohl in Pflegeheimen wie auch in der häuslichen Pflege werden 
weitgehend die gleichen Leistungen erbracht, besonders in der somatischen 
Pflege. Entsprechend ist es sinnvoll, dass - falls nicht ohnehin künftig ein 
gemeinsames Instrument verwendet werden sollte - den Instrumenten 
zumindest eine vergleichbare Logik zugrunde liegen muss.

Anhang
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Titel Art. 8b Abs. 3

Akzeptanz Ablehnung

Anpassungen / Gegenvorschlag

3 Jedes Instrument muss folgende Anforderungen erfüllen:
a. Es grenzt die Leistungen nach Artikel 7 Absatz 2 von anderen 
Leistungen ab.
b. Es unterscheidet mindestens zwischen dem jeweiligen Bedarf an 
Leistungen nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstaben a, b und c.
c. Es weist den voraussichtlichen Zeitaufwand für die Deckung des 
Pflegebedarfs aus.
d. Es ermöglicht die Erfassung der Daten zu medizinischen 
Qualitätsindikatoren nach Artikel 59a Absatz 1 Buchstabe f KVG mittels 
Daten, die bei der Bedarfsermittlung routinemässig erhoben werden.

Verzicht auf Art. 8b Abs. 3 (Unterscheidung in A/B und C-Leistungen)
 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Mit der vorliegenden Formulierung in den Buchstaben a und b werden die 
Möglichkeiten für die Ausgestaltung des künftigen Systems und namentlich 
einem sinnvollen System der Tarifierung unnötig eingeschränkt. Die 
Leistungskategorien A, B und C wurden in Pflegeheimen noch nie 
unterschieden und sind auch für die häusliche Pflege nicht mehr 
zeitgemäss. Damit würden bereits jetzt unnötigerweise Festlegungen 
getroffen, die dem Ergebnis der Arbeiten der Tariforganisation vorgreifen 
und in der Umsetzung von EFAS eher hinderlich sind.

Aktuell diskutiert das Parlament über Anpassungen zur nationalen 
Regelung der Angehörigenpflege. Es entscheidet voraussichtlich, dass 
diese Leistungen in Zukunft separat auszuweisen sind. Weil somit ohnehin 
eine zeitnahe Anpassung der Verordnung ansteht, welche einen Einfluss 
auf die Bedarfsermittlung und Leistungsmeldung hat, sollte mit der 
geplanten Regelung zumindest bis dahin abgewartet werden.

Sowohl die Differenzierung nach den Leistungskategorien A, B und C als 
auch die Erhebung des Zeitaufwands sollten nur dann vorgeschrieben 
werden, wenn diese Angaben für die Tarifstruktur und die Tarifanwendung 
tatsächlich erforderlich sind. Es sind keine Daten auf Vorrat zu erheben. 
Zusätzliche Dokumentations- und Meldepflichten müssen sich auf jene 
Informationen beschränken, die für die Tarifbildung und die Steuerung 
nachweislich benötigt werden.

Anhang
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Titel II

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag --

Begründung

Im erläuternden Bericht wird ausgeführt, dass die Tariforganisation bereits 
ab 2028 beschliessen kann, nur noch Daten aus einem einzigen 
Bedarfsermittlungsinstrument zu berücksichtigen. Damit wäre jedoch keine 
repräsentative Datengrundlage für die Entwicklung der Tarifstruktur im 
Pflegeheimbereich gewährleistet. Insbesondere würden Leistungserbringer 
in den vier PLAISIR-Kantonen sowie jene Kantone und Institutionen, die bis 
2028 weiterhin BESA anwenden, faktisch nicht oder nur unzureichend in die 
Datenerhebung einbezogen. Dies widerspricht dem Ziel, Tarife auf einer 
schweizweit repräsentativen und belastbaren Datenbasis zu entwickeln.

Hinzu kommt, dass die Tariforganisation die Frage des künftigen 
Instruments zur Pflegebedarfsermittlung voraussichtlich erst Ende 2028 
abschliessend klären wird. Kantone und Leistungserbringer, die daraufhin 
einen Instrumentenwechsel vornehmen müssen, werden die erforderlichen 
Anpassungen realistischerweise nicht vor 2030 umsetzen können. Damit 
stünden ihre Daten für die Entwicklung und Verhandlung der neuen Tarife 
nicht rechtzeitig zur Verfügung. In der Folge würden relevante Teile der 
Branche faktisch von der Datengrundlage für die Tarifgestaltung 
ausgeschlossen.

Um eine solide Tarifstruktur sicherzustellen ist es notwendig, dass Daten 
aus allen heute eingesetzten Bedarfsermittlungsinstrumenten während einer 
angemessenen Übergangsphase und mindestens bis zur flächendeckenden 
Einführung des Instruments gemäss Art. 8b berücksichtigt werden können. 
Zudem sollte geprüft werden, ob eine Kalibrierung beziehungsweise 
Konkordanzlösung zwischen den verschiedenen 
Bedarfsermittlungsinstrumenten als Übergangsregelung vorgesehen 
werden kann, um die Auswirkungen eines Instrumentenwechsels bis zum 
Inkrafttreten von EFAS abzufedern und die Vergleichbarkeit der Daten 
sicherzustellen.

Anhang
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Rückmeldung zu: Änderung der Verordnung vom 27. Juni 1995 über die 
Krankenversicherung (KVV) und Totalrevision der Verordnung über die Kostenermittlung 
und die Leistungserfassung durch Spitäler, Geburtshäuser und Pflegeheime in der 
Krankenversicherung (VKL) – Umsetzung der Änderung des Bundesgesetzes vom 18. März 
1994 über die Krankenversicherung (KVG) zur einheitlichen Finanzierung der Leistungen: 
Verordnung über die Kostenermittlung und die Leistungserfassung in der 
Krankenversicherung (VKL)

Generelle Stellungnahme

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung

Begründung

Vielen Dank für die Einladung, damit senesuisse mit den über 500 
zusammengeschlossenen Institutionen der Alterspflege, welche direkt von 
den Anpassungen betroffen sind, sich zur Revision äussern kann. 
Für senesuisse ist von grundlegender Bedeutung, dass die vorliegende 
Revision der Verordnungen zu einer Klärung der Grundlagen für EFAS 
dient. Gleichzeitig darf sie im Bereich der Pflege nicht eine Vorwegnahme 
von Entscheidungen beinhalten, welche aktuell durch die Tarifpartner 
verhandelt werden. Weil bei senesuisse auch viele Anbieter 
zusammengeschlossen sind, welche sowohl eine Bewilligung als 
Pflegeheim wie auch als Spitex besitzen, ist uns die Umsetzung einer 
EINHEITLICHEN Finanzierung sehr wichtig. Deshalb wäre es falsch, die 
heutigen getrennten Systeme im Verordnungspaket 2028 zu zementieren 
oder dafür bereits Eckpunkte festzulegen, welche einem gemeinsamen Tarif 
im Weg stehen würden. Aus diesem Grund verlangt senesuisse den 
Verzicht auf einige der vorgeschlagenen Regelungen, welche das System 
bereits zu stark einschränken würden und teilweise mit den bestehenden 
Systemen gar nicht umsetzbar ist. Gleichzeitig begrüssen wir, dass 
Verpflichtungen im Bereich der Datenerhebung statuiert werden, damit für 
EFAS eine ausreichende Datengrundlage geschaffen wird.

Insgesamt stellen wir fest, dass mit den Formulierungen des vorliegenden 
Verordnungsentwurfs bereits wesentliche Weichenstellungen im 
Zusammenhang mit der Umsetzung von EFAS vorgenommen werden. 
Diese schränken den Gestaltungsspielraum der Tarifpartner bei der 
Ausarbeitung künftiger Tarifmodelle erheblich ein. Dies betrifft insbesondere 
die Annahme, dass sich die Tarife auf effektiv erbrachte Leistungen 
abstützen, gleichzeitig aber weiterhin eine Erhebung des Pflegebedarfs 
vorausgesetzt wird.
Für Pflegeheime würde dies einen erheblichen Umstellungs- und 
Mehraufwand bedeuten, welcher denn auch unmöglich bereits per 2028 
erfolgen könnte. Heute ist die Erhebung des Pflegebedarfs für die 
Abrechnung massgeblich, das bestehende System der Pflegestufen beruht 
auf einer Pauschalisierung ohne Erhebung der effektiv erbrachten 
Einzelleistungen. Die parallele Erfassung von Leistungsdaten und 
Pflegebedarf würde zu zusätzlichen administrativen Belastungen führen und 
personelle Ressourcen binden, die für die direkte Betreuung und Pflege der 
Bewohnenden benötigt werden.
Zudem besteht die Gefahr, dass durch diese Vorfestlegungen alternative 
Tarifmodelle, welche derzeit von den Tarifpartnern intensiv diskutiert 
werden, unnötig eingeschränkt oder faktisch ausgeschlossen werden. Dies 
gilt insbesondere für Modelle mit pauschalierten Vergütungen, die sich 
beispielsweise auf Pflegediagnosen oder andere bedarfsorientierte Kriterien 
stützen. senesuisse fordert deshalb, nicht schon jetzt im Verordnungsrecht 
zusätzliche Vorgaben einzuführen, welche die laufenden 
tarifpartnerschaftlichen Arbeiten zu stark einschränken.

Zudem ist für senesuisse klar, dass keine Datenerhebungen auf Reserve 
erfolgen soll. Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf würden 
wesentliche Vorgaben zur Datenerhebung festgelegt, bevor die 
Tariforganisation über die zukünftige Tarifstruktur und damit die überhaupt 
benötigten Daten entschieden hat. Der Verordnungsentwurf sieht als 
Neuerung vor, dass sowohl Pflegeheime als auch die Hilfe und Pflege zu 
Hause den Pflegebedarf sowie alle erbrachten Leistungen erfassen und 
entsprechende Daten liefern müssen. Dies scheint uns zum aktuellen 
Zeitpunkt noch zu früh, es gilt noch ein paar Monate abzuwarten, bis die 
Tarifpartner das künftige System und die benötigten Daten geklärt haben.
Welche Daten tatsächlich tarifrelevant sind, und für Steuerungszwecke 



11 / 19Erstellungsdatum 06.07.2026, 07:45

benötigt werden, kann erst nach Festlegung der Tarifstruktur beurteilt 
werden. Es ist aus unserer Sicht zu vermeiden, Daten auf Vorrat zu 
erheben und dadurch den administrativen Aufwand mit 
Dokumentationspflichten unnötig zu erhöhen. 

Für die Entwicklung der Tarifstruktur und die anschliessenden 
Tarifverhandlungen ist es zentral, dass die Realität der gesamten Branche 
angemessen berücksichtigt wird. Es darf nicht dazu kommen, dass einzelne 
Kantone oder Gruppen von Leistungserbringern faktisch ausgeschlossen 
werden, weil sie das vorgesehene Instrumentarium vor Inkrafttreten der 
gesetzlichen Regelung noch nicht anwenden (konnten).
Die Datenerhebung muss deshalb auch die Gegebenheiten in den PLAISIR-
Kantonen sowie in jenen Kantonen berücksichtigen, die bis 2028 
ausschliesslich BESA einsetzen. Die dort vorhandenen Daten müssen 
genutzt werden und in die Entwicklung der Tarifstruktur sowie in die 
Tarifverhandlungen einfliessen können.

Wird das neue Instrument zur Bedarfserhebung – wie vorgesehen – Ende 
2028 durch die Tariforganisation festgelegt, so werden Kantone und 
Leistungserbringer nicht bereits vorher die nötigen Anpassungen umgesetzt 
haben, um einheitliche Daten im Sinne der neu geplanten Vorgaben liefern 
zu können. Die Anpassung der KVV darf nicht dazu führen, dass relevante 
Datenbestände und damit ganze Gruppen von Leistungserbringern bei der 
Entwicklung der Tarifstruktur unberücksichtigt bleiben.

Die für Pflegeheime nicht umsetzbare Neuerung einer expliziten 
Unterscheidung zwischen A, B und C-Leistungen darf nicht bereits jetzt ins 
Verordnungspaket aufgenommen werden. Im Verordnungsentwurf wird an 
der Unterscheidung der Pflegeleistungen in die Kategorien A, B und C 
gemäss Art. 7 KLV festgehalten und diese Systematik neu auch auf die 
Pflegeheime ausgeweitet. Diese Leistungskategorien werden jedoch im RAI-
System nicht differenziert ausgewiesen. Auch in der ambulanten Pflege 
können sie nur mittels zusätzlicher Berechnungen abgebildet werden.
Solange die künftige Tarifstruktur noch nicht definiert ist und nicht feststeht, 
ob die Kategorien A, B und C darin überhaupt eine Rolle spielen werden, 
sollten diese Leistungskategorien nicht verbindlich im Verordnungsrecht 
verankert werden. Eine solche Festlegung würde den Ausgang der 
laufenden tarifpartnerschaftlichen Arbeiten vorwegnehmen und den 
Gestaltungsspielraum bei der Entwicklung neuer Tarifmodelle unnötig 
einschränken.

Demgegenüber begrüssen wir ausdrücklich die Erwähnung der Instrumente 
des Betriebsvergleichs und der Leistungsrechnung mit bestehenden und 
weit verbreiteten Instrumenten, insbesondere der Kostenrechnung und der 
Leistungsstatistik. Diese Instrumente sind in der Branche breit etabliert und 
in zahlreichen Kantonen bereits verbindlich vorgeschrieben.

Anhang

Detaillierte Stellungnahme
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Titel
Verordnung über die Kostenermittlung und die Leistungserfassung in der 
Krankenversicherung (VKL)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag

vom …
Der Schweizerische Bundesrat,
gestützt auf die Artikel 50 Absatz 3 und 96 des Bundesgesetzes vom 18. 
März 1994 über die Krankenversicherung (KVG),
verordnet:Wir beantragen die Streichung von: 
Art. 2, Abs.1, lit. e. 

Zudem die Anpassung von: 
Art 2, Abs. 2, lit. b 
Art. 7, Abs. 1
Art. 8, Abs. 2 und 3 und 4
Art. 11, Abs. 1 und 4
Art. 11, Abs. 5
Art. 12, Abs. 2 und 3
Art. 12, Abs. 5
Art. 17

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Der Verordnungsentwurf enthält weitreichende Vorgaben zur 
Datenerhebung (insbesondere in Art. 12, Abs. 5), obwohl die künftige 
Tarifstruktur noch nicht festgelegt ist. 

Die vorgesehene parallele Erfassung von Pflegebedarf und erbrachten 
Leistungen würde insbesondere in Pflegeheimen zu erheblichem 
administrativem Mehraufwand führen und personelle Ressourcen binden, 
die für die Betreuung und Pflege benötigt werden. (Art. 2, Abs. 1, lit. e). 
Aus unserer Sicht sollen nur jene Daten erhoben werden, die für die 
Tarifbildung und Steuerung tatsächlich erforderlich sind; Datenerhebungen 
auf Vorrat sind zu vermeiden (Art.8, Abs. 2). 

Der Zeitplan für Systemänderungen muss realistisch sein und die 
Reihenfolge der Entscheidungen respektieren (Art. 2, Abs. 2, lit. b). 

Die im Entwurf vorgesehene Unterscheidung der Leistungen in die 
Kategorien A, B und C sollte nur dann verbindlich festgelegt werden, wenn 
sie für die künftige Tarifstruktur tatsächlich relevant ist (Art. 12, Abs. 5). 

Im Entwurf wurde die kalkulatorische Verzinsung festgelegt. Diese 
entspricht nicht einer langfristigen realistischen Berechnungsgrundlage (Art. 
11, Abs. 5).

Insgesamt ist es noch zu früh, um bereits auf den 01.01.2028 so 
umfassende (zusätzliche) Vorgaben zu verankern (Art. 17). Aktuell ist es 
noch zu früh für solch detaillierte zusätzliche Regelungen in der VKL.

Anhang

Titel Art. 2 Aufgaben der Leistungserbringer

Akzeptanz Ablehnung
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Anpassungen / Gegenvorschlag

1 Die Leistungserbringer nehmen die Ermittlung der Kosten und die 
Erfassung der Leistungen so vor, dass damit die Grundlagen geschaffen 
werden für:

a. die Unterscheidung der Leistungen und der Kosten von stationären, 
ambulanten und Langzeitbehandlungen;
b. die Bestimmung der Leistungen und der Kosten der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung bei stationären Behandlungen im Spital und 
im Geburtshaus;
c. die

Art. 2, Abs. 1, B ste immung der Leistungen und der Kosten der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung bei ambulanten Behandlungen 
im Spital und im Geburtshaus;

d. die Bestimmung der Pflegeleistungen und deren Kosten sowie der 
übrigen von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
übernommenen Leistungen und deren Kosten bei der 
Leistungserbringung in Pflegeheimen, von Organisationen der 
Krankenpflege und Hilfe zu Hause und von Pflegefachpersonen und bei 
Langzeitbehandlungen im Spital;
e. die Bestimmung der Pflegeleistungen und deren Kosten für jede 
Pflegebedarfsstufe bei der Leistungserbringung in Pflegeheimen und bei 
Langzeitbehandlungen im Spital;
f. die Ausscheidung der gemeinwirtschaftlichen Leistungen nach 
Artikel 49 Absatz 3 KVG und von deren Kosten;
g. die Ausscheidung der Kosten, die durch die Beiträge nach Artikel 5 
des Bundesgesetzes über die Förderung der Ausbildung im Bereich der 
Pflege vom 16. Dezember 2022 gedeckt sind.

2 Die Unterscheidung und Bestimmung der genannten Kosten und 
Leistungen muss erlauben:

a. die Bildung von Kennzahlen;
b. Betriebsvergleiche auf regionaler, kantonaler und überkantonaler 
Ebene zur Beurteilung von Kosten und Leistungen;
c. die Berechnung der Tarife;
d. die Berechnung von Globalbudgets;
e. die Aufstellung von kantonalen Planungen;
f. die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Billigkeit der 
Leistungserbringung;
g. die Überprüfung der Kostenentwicklung und des Kostenniveaus

. e ersatzlos streichen
.Art. 2, Abs. 2, Bst. b und f und g: Übergangsfristen anpassen

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt
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Begründung

Zum heutigen Zeitpunkt ist noch nicht festgelegt, welche Bedeutung 
Pflegebedarfsstufen in der künftigen Tarifstruktur und den damit 
verbundenen Prozessen haben werden. Es erscheint daher nicht 
sachgerecht, entsprechende Vorgaben bereits jetzt verbindlich für 
Pflegeheime festzulegen.
Auf Abs.1, Bst. e, wonach die Bestimmung der Pflegeleistungen und deren 
Kosten für jede Pflegebedarfsstufe zu erfolgen hat ist zu verzichten. Sonst 
nimmt man Entscheide, welche im Rahmen der Tarifpartnerschaft zu 
erfolgen haben, unnötigerweise durch eine zu frühe Regelung in der 
Verordnung vorweg.

Soll mit EFAS eine EINHEITLICHE Finanzierung ambulanter und 
stationärer Leistungen erreicht werden, sollten möglichst keine 
unterschiedlichen Anforderungen an Datenerhebung und Datenlieferung für 
einzelne Leistungserbringergruppen im Verordnungsrecht verankert 
werden. Solche Unterschiede erschweren die Entwicklung kohärenter 
Tarifmodelle und zwingen die Tarifpartner dazu, für die Hilfe und Pflege zu 
Hause und im Pflegeheim unterschiedliche Logiken anzuwenden.
Falls der Tarif auf die tatsächlich erbrachten Leistungen berechnet wird (wie 
es die vorliegenden Entwürfe vorsehen), dann bedeutet die Erfassung von 
Pflegebedarf und Pflegebedarfsstufen für Pflegeheime eine Verdoppelung 
des administrativen Aufwands und verunmöglicht anderen von den 
Tarifpartnern geprüfte Tarifformen (z.B. Pauschalen gestützt auf 
Pflegediagnosen).

Bei Abs. 2 ist insbesondere bei den Bst. b, f und g darauf zu achten, dass 
ein realistischer Zeitplan eingehalten wird. Schweizweite Betriebsvergleiche 
ab 2028 werden z.B. nicht möglich sein, wenn die Tariforganisation das 
neue einheitliche Bedarfserhebungsinstrument erst auf Ende 2028 festlegt. 
Wird das Sytem im Jahr 2028 festgelegt ist frühestens im Jahr 2030 damit 
zu rechnen, dass die System Anpassung erfolgen können. Daten für 
nationale Betriebsvergleiche würden somit erst ab 2031 zur Verfügung 
stehen. 

Gemeinwirtschaftliche Leistungen existieren auch in der Hilfe und Pflege zu 
Hause, wo dieser Begriff heute nicht existiert. So werden etwa aus 
regionalpolitischen Gründen zusätzliche Leistungen finanziert. Die 
Begrifflichkeiten müssten angepasst werden und klar deklariert werden, wie 
diese Leistungen in der Pflege zu Hause erfasst und ermittelt werden 
müssen, auch damit sie im Sinne der Kostenneutralität korrekt in den Tarif 
einfliessen.

Anhang

Titel Art. 7 Investitionen

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag

1 Als Investitionen im Sinne der Artikel 49 Absatz 7 und 50 Absatz 2 KVG 
gelten Mobilien, Immobilien und sonstige Anlagen sowie immaterielle 

, die zur Erfüllung der Leistungsauftrags nach Artikel 39 Vermögenswerte
Absatz 1 Buchstabe e KVG oder für die Erbringung von Pflegeleistungen zu 
Hause notwendig sind.
2 Kaufgeschäften gleichgestellt sind Miet- und Abzahlungsgeschäfte. 
Kosten aus Miet- und Abzahlungsgeschäften werden als 
Anlagenutzungskosten separat ausgewiesen.

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung
Ergänzen um immaterielle Vermögenswerte, welche ebenfalls eine 
Investition darstellen.

Anhang
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Titel Art. 8 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag --

Begründung

Allgemeine Anmerkung:
Es sind keine Daten auf Vorrat zu erheben. Von den Leistungserbringern 
sollen nur diejenigen Daten verlangt werden, die in die Ermittlung der Tarife 
vorhanden sein müssen, weil sie in diese einfliessen. Zum Beispiel steht 
noch nicht fest, ob der Leistungsort eine Relevanz hat. 

Die administrative Belastung der Pflegeheime und dessen Personal ist 
bereits heute schon sehr hoch. Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels 
sind keine neuen bürokratischen Hürden zu schaffen. Es ist entsprechend 
darauf zu achten, dass das -Prinzip «once only» eingehalten wird.

Diese Details zu den Datenerhebungen sollten nicht bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt in der Verordnung verankert werden, sondern im 2027 nach 
Bekanntwerden der Inhalte der neuen Tarifstruktur (ein Inkrafttreten aufs 
Jahr 2028 ist hingegen sinnvoll).

Anhang

Titel Art. 8 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag
3 Sie sind jeweils für das Kalenderjahr bis zum 30.   des auf das AprilJuni
Kalenderjahr folgenden Jahres zu erstellen.

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Allgemeine Anmerkung
Das Prinzip "once only"-ist einzuhalten.
Separate Datenlieferungen an die Kantone und Erhebungen von Daten auf 
Vorrat sind zu vermeiden. Dementsprechend ist der 30. April zu früh, da die 
Pflegeheime die Daten zuerst den Kantonen liefern müssen, diese 
kontrolliert werden. Daher wird der 30. Juni vorgeschlagen.

Anhang

Titel Art. 8 Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag --

Begründung

Wie im erläuternden Bericht ausgeführt, gilt es hier dies bestehenden 
etablierten Instrumente zu nutzen und keine neuen Instrumente zu 
entwickeln. 

Technische Vorgaben sind so auszugestalten, dass bestehende, 
anerkannte Branchenstandards sowie die darin festgelegten 
Erfassungspraktiken berücksichtigt werden; sie sollen Interoperabilität, 
Datentransparenz und Verhältnismässigkeit sicherstellen.

Anhang

Titel Art. 11 Anlagebuchhaltung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag --

Begründung --

Anhang
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Titel Art. 11 Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag

1 Zur Ermittlung der Kosten für Anlagenutzung müssen die Spitäler  die , und
Geburtshäuser, eine Anlagebuchhaltung führen. Objekte mit einem 
Anschaffungswert von 10 000 Franken und mehr gelten als Investitionen 
nach Artikel 7.

 die Pflegeheime 2 Zur Ermittlung der Kosten für Anlagenutzung müssen
und die Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause eine 
Anlagebuchhaltung führen. Objekte mit einem Anschaffungswert von 
10 000 Franken und mehr geltenDie Branchenstandards definieren, ab 

 als Investition  nach Artikel 7 .welchem Wert eine Anlage en  gilt
 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Der Anschaffungswert muss für Spitäler anders aussehen als für 
Pflegeheime und Spitex-Organisationen. So gilt heute in der Regel für 
Pflegeheime ein Wert von CHF 5000.-, wobei bereits vorhandene 
Branchenstandards die Details definieren. Wenn ein Wert in der Verordnung 
festgeschrieben werden muss, darf dieser für Spitex und Pflegeheime nicht 
über 5'000 Franken liegen.. Dies weil Investitionen bei den Pflegeheimen im 
Vergleich zu den Spitälern deutlich niedriger sind. Ferner ist der Umgang 
mit Massengütern zu definieren.

Anhang

Titel Art. 11 Abs. 4

Akzeptanz Ablehnung

Anpassungen / Gegenvorschlag

4 Die maximalen jährlichen Abschreibungen berechnen sich bei linearer 
Abschreibung vom Anschaffungswert über die geplante Nutzungsdauer auf 
den Restwert Null.Löschung von Absatz 4

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung
Aus buchhalterischer Sicht kann und muss es durchaus zu Abschreibungen 
unter dem "Restwert 0" kommen. Die Beschränkung auf "Restwert 0" würde 
zur Unterfinanzierung von neuen Investitionen führen.

Anhang

Titel Art. 11 Abs. 5

Akzeptanz Ablehnung

Anpassungen / Gegenvorschlag

5 Die kalkulatorische Verzinsung der für die Erbringung der Leistungen 
nach KVG betriebsnotwendigen Anlagen berechnet sich nach der 
Durchschnittswertmethode. Der Zinssatz beträgt 2,9 Prozenm 
Referenzzinssatz des Bundesamtes für Wohnungswesens und überdies 

t.wird ein marktgerechter Risikozuschlag gewähr
 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Es ist wichtig, dass der kalkulatorische Zinssatz für alle Leistungserbringer 
derselbe ist und dass dieser der Realität entspricht und dementsprechend 
nicht fix in der Verordnung festgehalten wird, sondern bei Variationen 
angepasst wird. senesuisse schlägt ein Referenzieren auf den Zinssatz des 
BWO vor, zu dem ein Risikozuschlag von +3% hinzukommt. Dies entspricht 
in etwa dem Zinssatz, welcher von Banken in der Praxis tatsächlich im 
besten Fall offeriert wird.

Anhang
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Titel Art. 12 Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag

Ergänzung mit einem Bst. c:
2 Die Leistungsstatistik muss folgende Anforderungen erfüllen:

a. Sie muss in Abstimmung mit der nach Anhang 1 Ziffer 05.03. der 
Bundesstatistikverordnung vom 30. April 2025 erstellten Erhebung für 
die Statistik der Gesundheitsversorgung erstellt werden.
b. Sie muss auf den nach Artikel 8 erfassten Leistungen beruhen und 
die Anforderungen an die Leistungserfassung nach Artikel 8 Absatz 2 
erfüllen.

c. der Bund und die Kantone sorgen dafür, dass den Leistungserbringern 
durch die Bereitstellung der Daten möglichst wenig Aufwand entsteht

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Das Hinzufügen von Bst. c soll sicherstellen, dass keine Daten auf Vorrat 
verlangt und erhoben werden. Ferner ist das Prinzip "once only"-
einzuhalten. Auf separate Datenerhebungen durch Kantone ist zu 
verzichten.

Anhang

Titel Art. 12 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag
3 Sie ist jeweils für das Kalenderjahr bis zum 30.   des auf das AprilJuni
Kalenderjahr folgenden Jahres zu erstellen.

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Die Daten werden vor der endgültigen Lieferung im Rahmen einer 
kantonalen Überprüfung geprüft und plausibilisiert. Deshalb ist darauf zu 
achten, dass dies im endgültigen Lieferdatum berücksichtigt wird, geeignet 
ist der 30. Juni jedes Jahres. 
So kann auf separate Datenlieferungen an die Kantone und Erhebungen 
von Daten auf Vorrat verzichtet werden.

Anhang
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Titel Art. 12 Abs. 5

Akzeptanz Ablehnung

Anpassungen / Gegenvorschlag

5 Die Leistungsstatistik der Pflegeheime muss namentlich die Elemente 
Leistungsbezeichnung, Aufenthaltstage, Pflegetage pro Pflegebedarfsstufe 
und Pflegezeit unterteilt in Leistungen der Grundpflege, der Untersuchung 
und Behandlung sowie der Abklärung, Beratung und Koordinationund 

 umfassen.Pflegezeit
 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Der vorliegende Vorschlag übernimmt teilweise gleichzeitig die heutige 
Logik der Hilfe und Pflege zu Hause sowie jene der Pflegeheime und 
überträgt die jeweiligen Anforderungen auf beide Bereiche. Ob die künftige 
Tarifstruktur weiterhin auf Pflegebedarfsstufen, auf einer Unterscheidung 
nach A-, B- und C-Leistungen oder auf anderen Kriterien basieren wird, ist 
jedoch noch offen. Die Verordnung sollte deshalb genügend Spielraum für 
die laufenden tarifpartnerschaftlichen Arbeiten lassen und keine 
Festlegungen vorwegnehmen.

Von den Leistungserbringern sollten nur jene Daten verlangt werden, die für 
die Entwicklung der Tarifstruktur, die Tarifverhandlungen und die spätere 
Tarifanwendung tatsächlich benötigt werden. Im Sinne einer einheitlichen 
Finanzierung ist zudem anzustreben, dass für die Leistungserbringer der 
Hilfe und Pflege zu Hause sowie für die Pflegeheime möglichst 
vergleichbare Anforderungen an die Datenerhebung und Datenlieferung 
gelten.

Derzeit ist jedoch noch offen, welche Merkmale für die künftige Tarifstruktur 
relevant sein werden. So ist insbesondere unklar, ob weiterhin an der 
Unterscheidung der Leistungen in die Kategorien A, B und C festgehalten 
wird oder welche Bedeutung den heutigen Pflegebedarfsstufen künftig 
zukommt. Entsprechend sollten solche Vorgaben nicht bereits heute 
verbindlich im Verordnungsrecht festgeschrieben werden.

Eine Differenzierung nach A-, B- und C-Leistungen ist für Pflegeheime 
heute nicht möglich. Eine tägliche Neueinstufung wäre mit 
unverhältnismässigem Aufwand verbunden. 

Die administrative Belastung der Pflegeheime und ihres Personals ist 
bereits heute hoch. Zusätzliche Dokumentations- und Meldepflichten 
würden den Aufwand weiter erhöhen und personelle Ressourcen binden, 
die für die Betreuung und Pflege der Bewohnerinnen und Bewohner 
benötigt werden. Gerade vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels sind 
neue bürokratische Hürden zu vermeiden. Zudem ist konsequent 
sicherzustellen, dass das Once-Only-Prinzip eingehalten wird und bereits 
vorhandene Daten nicht mehrfach erhoben oder gemeldet werden müssen.

Anhang

Titel Art. 12 Abs. 6

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag

6 Die Leistungsstatistik der Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu 
Hause und der Pflegefachpersonen muss namentlich die Elemente 
Leistungsbezeichnung, Pflegebedarf und Pflegezeit unterteilt in Leistungen 
der Grundpflege, der Untersuchung und Behandlung sowie der Abklärung, 

umfassen.Beratung und Koordination 
 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Idealerweise wird bei diesem Absatz dieselben Anforderungen wie an 
Pflegeheime gestellt. 
Wennschon müsste die Differenzierung der Leistungserfassung anstatt 
nach A/B/C-Leistungen wie vom Parlament gefordert die Angehörigenpflege 
separat ausweisen.

Anhang



19 / 19Erstellungsdatum 06.07.2026, 07:45

Titel Art. 13

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag

Die Spitäler, die Geburtshäuser, die Pflegeheime, die Organisationen der 
Krankenpflege und Hilfe zu Hause sowie die Pflegefachpersonen sind 
verpflichtet, die Unterlagen eines Jahres ab dem 1. i des Folgejahres MaJul
zur Einsichtnahme der nach KVG berechtigten Stellen bereitzuhalten.

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Gemäss Begründung zu Anpassungen Artikel 8: Separate Datenlieferungen 
an die Kantone und Erhebungen von Daten auf Vorrat sind zu vermeiden. 
Dementsprechend ist der 30. April zu früh, da die Pflegeheime die Daten 
zuerst den Kantonen liefern müssen, diese kontrolliert werden. Daher ist der 
30. Juni als Lieferdatum realistisch, .

Anhang

Titel Art. 17 Inkrafttreten und Geltungsdauer

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Anpassungen / Gegenvorschlag

1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2028 in Kraft.
2 Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe g gilt bis zum 30. Juni 2032Es ist auf einen 
realistischen Zeitplan bei der Einführung der neuen Instrumente und 
Datenerhebung zu achten.

 gelöschter Inhalt geänderter oder addierter Inhalt

Begründung

Sobald die Tarifpartner gewisse Eckwerte zum zukünftigen Tarif und den 
dafür erforderlichen Daten vereinbart haben, kann die Aufnahme von 
zusätzlichen Bestimmungen in die Verordnungen erfolgen. Dies sollte zum 
grössten Teil per 2028 möglich sein, aktuell ist es aber noch zu früh für die 
Festlegung entsprechender Detailregelungen auf diesen Zeitpunkt.

Anhang
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